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Auch Hamburg ohne KPD
Das Ergebnis der Bürgerschaltswahl —  Kommunisten unter 5 Prozent

Hamburg- (Eigenmeldung), In Hamburg, der größten Stadt 
Westdeutschlands, gibt es nach dem Ergebnis der Bürger- 
sehaftswahl vom 1 , November jetzt ebenso wie im Bundestag 
und in Westberlin keinen kommunistischen Abgeordneten mehr 
im Parlament. In der Hafenstadt, die früher als eine der Hoch­
burgen der KPD galt, konnten die Kommunisten nicht die o % 
aller Stimmen erringen, die Voraussetzung für eine Vertretung 
in der Bürgerschaft, dem Hamburger Parlament, sind. Mit 
ganzen 3,2 % der Stimmen hat die KPD ihren absoluten Tief­
punkt in Hamburg erreicht. Bei den Bürgers ebafts wähl en 1946, 
wählten in Hamburg noch 10,4 % der Wähler die KPD, Bei 
der Wahl 1949 hatte sie noch 7,4 % und selbst bei der Bundes­
tagswahl vor zwei Monaten noch 3,8 % der Stimmen.
Die zweite Sensation der Ham­

burger Wahl ist der Sieg des 
Hamburg-Blocks, in dem CDU, 
PDP, Dp und BHE zusammen­
geschlossen sind, über die SPD, 
die bisher die Regierung stellte. 
Bei einer Wahlbeteiligung von
81.03 %  erhielt der Hamburg- 
Block 50 %  der Stimmen, die 
SPD 45,2 %. Die rechtsradikalen

Die Flucht glückte
Berlin (Eigenmeldung). Die 

drei tschechischen Flüchtlinge, 
die seit etwa zwei Wochen per 
Steckbrief in der Sowjetzone 
gesucht wurden, und nach de­
nen über 2-0 000 Volkspolizisten 
fahndeten, sind jetzt in West­
berlin eingetroffen. Sie melde­
ten sieh bei den amerikanischen 
Behörden und baten um Asyl.

Zu ■ fünf Mann waren die 
Flüchtlinge am, 3. Oktober in 
Prag aufgebrochen, am 4. Ok­
tober kamen sie in die Sowjet­
zone. Sie erklärten, daß sie 
mehrfach mit Volkspolizisten 
in Feuergefechte verwickelt 
■waren und dabei mindestens 
vier Volkspolizisten erschossen 
haben. Einer der fünf Tsche­
chen wurde bei den Zusammen­
stößen verhaftet, ein zweiter so 
schwer verwundet, daß er zu­
rückgelassen werden mußte.

Splitterparteien erreichten eben­
so wie die KPD keine 5 %. Da­
mit werden von den 120 Abge­
ordneten der neuen Hamburger 
Bürgerschaft 62 vom Hamburg- 
Block und 58 von der SPD ge­
stellt. Bei der Bürgerschafts­
wahl 1949 hatte der Hamburg- 
Block 47.8 %, die SPD 42,8 % 
der Stimmen erhalten.

Zusammen mit der Bürger­
schaftswahl «wurden auch die

Auffassungen, denen hnan da 
und dort begegnet, rdaß man 
sich einstweilen mit dem Status 
der Spaltung Deutschlands ab- 
finden müsse, wurden entschie­
den zurückgewiesen. Hemmun­
gen gegen die Wiedervereini­
gung Deutschlands seien nicht 
in Einklang zu bringen mit einer 
wirklichen Befriedung Europas. 
Der Hauptvorstand erörterte

sieben Hamburger Bezirksaus­
schüsse neu gewählt. Auch hier­
bei siegte der Hamburg-Block. 
Er gewann in fünf Bezirken 
die Mehrheit. In zwei Bezirken 
siegte die SPD.

Bundeskanzler Dr. Adenauer 
wies auf die Bedeutung des 
Harn b urger Wa hl ergehnis s es
für künftige Entscheidungen Im 
Bundesrat hin. infolge des 
Wahlergebnisses verfügen die 
Bonner Koalitionspa Heien jetzt 
im Bundesrat ebenso wie im 
Bundestag über eine Zweidrit- 
tel-Mehrheit.

Diese Tatsache wurde auch 
im Ausland allgemein stark be­
achtet. Auslandsstimmen weisen 
darauf hin, in der Hamburger 
Wahl habe sich ebenso wie bei 
der Bundestagswahl die völ­
lige Abkehr des deutschen 
Wählers vom Radikalismus be-

auch die besorgniserregende 
Versorgungslage der Sowjet­
zone im laufenden Erntejahr.

Bei voller Anerkennung der 
bisherigen Hilfe ist weitere und 
vermehrte Unterstützung für die 
Bevölkerung der Sowjetzone und 
Ostberlins unbedingt notwendig, 
heißt es abschließend in einer 
Erklärung.

«tätigt.

Kein Abfinden mit der Spaltung!
Tagung der Exil • CDU — „Mit den Mitteln der Politik“  

Bonn (Eigenmeldung). Der Hauptvörstand der Exii-CDU 
prüfte am Wochenende in Königswinter unter dem Vorsitz von 
Jakob Kaiser eingehend Stand und Aussicht der deutschen 
Wiedervereinigimgspolitik in der heutigen weltpolitischen Situa­
tion, Der Vorstand begrüßte das Bekenntnis der Regierungs­
erklärung zur Wieder verein igimg Deutschlands als dem obersten 
Ziel der deutschen Politik. Dabei wurde einmütig zum Ausdruck 
gebracht, daß die Exil-CDU in Übereinstimmung mit der ge­
samten Bevölkerung der Sowjetzene erwartet, daß dieses ’Ziel 
mit den Mitteln der Politik in der Entschlossenheit verfolgt 
wird, die der Not und dem mutigen Widerstand der Bevölke­
rung in der Zone entspricht.
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Zusammenarbeit 
in Bonn

Wß. Das erste Auftreten der 
Parteien im Bundestag hat eine 
Welle des Optimismus ausgelöst. 
Man glaubt, sowohl einen neuen 
Kurs der SPD als auch die An­
bahnung eines besseren Verhält­
nisses zwischen Regierung und 
Opposition feststellen zu können. 
Was wir in dieser Woche sehen, 
hören und spüren konnten, das 
war auf jeden Fall eine neue 
und bessere Atmosphäre, das 
Bemühen aller um eine faire und 
sachliche Diskussion. Man hat 
die unvermeidliche Erbitterung 
des Wahlkampfes rasch hinter 
sich gelassen und sich dann mit 
grundsätzlichen Erklärungen den 
Aufgaben von morgen zuge­
wandt. Wenn das der neue Stil 
auch der praktischen Arbeit sein 
wird, der allerdings noch der 
Aufwertung im Sinne einer 
lebendigen gespannten Debatte 
bedarf, dann können wir mit dem 
neuen Bundestag zufrieden sein. 
Nun, da die polemische Über­
spitzung und Verkrampfung, die 
aus dem ersten Bundestag noch 
in peinlicher Erinnerung sind, 
sich anscheinend lösen, wird es 
möglich, eine gute, dauerhafte, 
für alle verbindliche parlamen­
tarische Tradition zu schaffen. 
W ir brauchen sie nicht nur aus 
Gründen der Optik, sondern vor 
allem auch deshalb, weil sie die 
Voraussetzung einer sachlich 
fruchtbaren Arbeit ist.

Ein Wendepunkt?
Man hat aus der Debatte des 

Bundestages im Hinblick auf die 
Haltung der SPD von einem 
„historischen“ Wendepunkt in 
der Entwicklung dieser Partei 
gesprochen. Das ist ein Prädi­
kat, mit dem man, wie die Er­
fahrung' lehrt, nicht allzu frei­
gebig, - sondern sehr sparsam 
sein sollte. Wahrscheinlich er­
leben wir den Prozeß einer stär­
keren sozialdemokratischen An­
passung an die soziologischen 
und ökonomischen Tatsachen un­
serer ¡Zeit, die so ganz anders 
sind, als sie nach der orthodoxen 
Doktrin des Marxismus heute' 
eigentlich sein sollten. Dieser 
Prozeß läuft nicht erst jetzt; er 
war durch die ungewöhnlich 
scharfe Opposition Schumachers 
gegen die Regierung nur ver­
schleiert. Erleichtert wird er der

SPD durch das Fehlen der in 
der Weimarer Republik so be­
denklich aufreizenden Nachbar­
schaft des Kommunismus, die 
zwangläufig die politische Tak­
tik der SPD beeinflussen mußte. 
Der von Moskau organisierte 
und befohlene Haufen des deut­
schen Kommunismus ist jedoch 
inzwischen so geschlagen, so in 
die Nähe des Nullpunktes abge- 
sunken und so allgemein ver­
achtet, daß er einer sachlich 
verantwortungsbewußten Politik 
der SPD keine einengende Ge­
fahr mehr bereitet. Die mehr 
handwerkliche Kunst Ollen- 
hauers ist zur Realisierung einer 
solchen Politik wahrscheinlich 
besser geeignet als das dialek­
tische Genie Kurt Schumachers, 
das in polemischen Einfällen, 
Formulierungen und Gefühlen 
so erregend glänzte. Man kann 
nur hoifen, daß die weniger 
leidenschaftliche Führung Ollen- 
hauers sich an der neuen Auf­
gabe bewähren wird — so ent­
schieden im übrigen die sozial­
demokratische Opposition sein 
urd bleiben mag.
Zwischen Regierung und 
Opposition

Es kommt dabei allerdings 
nicht in Frage, die Opposition 
einfach einzustellen oder sie — 
was in der SPD zu Unrecht be­
fürchtet wurde — mit autori­
tären Methoden um die Mit­
arbeit zu betrügen. Das eine wie 
das andere würde den Sinn des 
Parlaments und den Geist der 
Verfassung entstellen. Es kommt 
vielmehr darauf an, daß sich 
Regierung1 und Opposition mög­
lichst oft in den sachlichen Ent­
scheidungen auf einer gemein­
sam erarbeiteten Linie zu­
sammenfinden. Das ist weder die 
unredliche Opposition einer „Ab­
lehnung unter allen Umständen“ 
noch die ebenso unredliche 
„Übereinstimmung unter allen 
Umständen“, sondern ein sach­
liches Ringen um die Entschei­
dung, ein Mitgehen oder Wider­
sprechen aus Überzeugung, wo­
bei auf beiden Seiten der Re­
spekt vor der anderen Hal­
tung gewahrt werden muß. Das 
schafft dann auch die politische 
Atmosphäre, in der Beratung 
und Information zwischen Re­
gierung und Opposition, wie 
Ollenhauer sie forderte, einfach 
eine Selbstverständlichkeit des 
Vertrauens sind. Wir werden 
sehen, ob die Parteien des neuen 
Bundestages für ein solches Ver­

fahren reif sind, das in anderen 
Ländern gerade in außenpoli­
tischen Entscheidungen längst 
zur Übung geworden ist.

Die günstige Situation
Diese Zusammenarbeit wird 

heute in der Außenpolitik trotz 
aller Annäherung noch nicht 
leicht sein. Es verdient aber 
festgehalten zu werden, daß 
Ollenhauer in seiner Rede, in 
der er vor einer Ausnutzung der 
Zweidrittelmehrheit für „Ver­
fassungsänderungen ohne oder 
gegen die SPD“ ernstlich warnte, 
doch Verständnis dafür äußerte, 
daß die Bundesregierung sich 
ihrer verfassungändernden
Mehrheit bediene, um den Streit 
um die EVG aus der Welt zu 
schaffen. Hier deutet sich wahr­
scheinlich die Bereitschaft der 
SPD an, nach Erledigung des 
EVG-Streites durch verfassungs­
rechtlich vollendete Tatsachen 
den neuen Abschnitt der deut­
schen Außenpolitik möglichst 
gemeinsam zu gestalten. Das 
Schicksal der EVG wird selbst 
in diesem Falle noch zweifelhaft 
sein, aber es hängt dann in 
keiner Weise mehr von Deutsch­
land ab.

Das ist die günstigste Situa­
tion, den weiteren Weg der 
deutschen Außenpolitik zu einer 
gemeinsamen Sache der Regie­
rung und der Opposition zu 
machen — sei es. um die Ver­
träge endlich .durchzuführen, sei 
es, um sie aus den von Frank­
reich nachträglich geschaffenen 
Bindungen zu lösen, oder sei es, 
um nach ihrem Scheitern die 
deutsche Politik nach anderen 
Alternativen zu orientieren. Wir 
wissen heute noch nicht, welche 
dieser drei Möglichkeiten ein- 
treten wird. Die Entscheidung 
hierüber hält Frankreich in 
seiner Hand, das — wie die De­
batte im Rat der Republik 
zeigte — noch immer zwischen 
Annahme und Ablehnung der 
EVG schwebt. Aus welcher Über­
legung eigentlich? Die „Gazette 
de Lausanne“ fr.agt, ob die 
Nichterfüllung der einen oder 
anderen Bedingung, die Frank­
reich (wie zum Beispiel die 
Europäisierung der Saar) mit 
der Ratifizierung der Verträge 
verknüpft hat, nicht der Vor­
wand sei, den breite französische 
Kreise suchen. Die Frage wird 
nicht zum ersten Male gestellt. 
Es wird aber gut sein, wenn sie 
bald beantwortet wird.



Die vergoldete Ostmark
Wie die sowjetzonale Presse 

mitteilt, hat der Ministerrat der 
Sowjetzone beschlossen, den 
Goldgehalt der Ostmark auf 
0,399 902 Gramm fe’stzulegen. 
Umgerechnet gäbe das 2,20 Ost­
mark für einen Dollar!

Diese Ankündigung wird weder 
die Kursbildung der Ostmark 
noch den Außenhandel der So­
wjetzone mit dem Westen 
irgendwie beeinflussen. Niemand 
wird nämlich etwas von dem 
angeblichen Goldgehalt der Ost­
mark zu sehen oder zu spüren 
bekommen; er ist als Zwangs­
kurs eine reine Fiktion. Denn es 
gibt in der Sowjetzone keinen 
freien Devisenhandel.

Das gleiche war der Fall, als 
die Sowjetunion am 1. März 1950 
den Goldgehalt des Rubels auf 
0,222 168 Gramm festlegte.

Angesichts der gelingen Kauf­
kraft der Ostmark ist es reich­
lich lächerlich, daß eine DM Ost 
so viel wert sein soll wie 1,89 DM 
West. Dies wäre närniich der zu 
errechnende Kurs, wenn der 
verkündete Goldgehalt der Ost-

Die Frau

mark auch kaufkraftmäßig ent­
sprechend fundiert wäre.

Welchen Sinn könnte diese 
merkwürdige Verkündung vom 
fiktiven und verhältnismäßig 
hohen Goldgehalt der Ostmark 
haben? Man weiß, daß bisher 
viele Transaktionen der Sowjet­
zone mit der Sowjetunion zum 
Kurse von einem Rubel gleich
83,3 Ostpfennigen abgerechnet 
wurden. Auch andere Umrech­
nungskurse wurden verwendet, 
wenn es galt, den Gegenwert 
der Rubelerlöse den inländischen 
Konten der volkseigenen Be­
triebe gutzuschreiben. Nach den 
bekanntgegebenen Goldgehalten 
von Rubel und Ostmark würde 
der Rubel jetzt nicht mehr 83, 
sondern nur noch 55 Ostpfennige 
wert sein. Die Ostmark war« 
danach im Verhältnis zu den 
Währungen des Ostblocks auf­
gewertet. Im günstigsten Falle 
könnte das eine Verbesserung 
der Austauschbedingungen der 
Sowjetzone mit den Ostblock­
staaten bedeuten. Doch auch 
dies ist nur eine, Möglichkeit, 
deren Realität nicht nachprüf­
bar ist.

als Kuli

Grüne W oche wird 
international

Berlin (Eigcnmeldimg). Die 
Vorbereitungen für die Grüne 
Woche Berlin 1954 sind in veilem 
Gang. Diese greße landwirt­
schaftliche Schau wird vom
29. Januar bis 7. Februar in 
neun Hallen am Funkturm auf 
einer Fläche von 31 000 Quadrat­
metern zusammen mit dem 
Internationalen Reit- und 
Springturnier stattlinden. Der 
Senat hat Belgien, Dänemark, 
Frankreich, Großbritannien, In­
dien, Italien, Jugoslawien, Öster­
reich, Schweden, Spanien und 
die Schweiz zur Teilnahme ein­
geladen.

Pläne gegen Fiüchilingsnot
Freiburg (DPA). Bundesver- 

triebenenminister Prof. Ober­
länder kündigte in Freiburg an, 
daß er dem Kabinett einen Plan 
zur Behandlung des Flüchtlings­
problems und mehrere Not­
programme für den kommenden 
Winter vorlegen werde.

Das Ministerium habe sich 
folgende Aufgaben gestellt; all­
mähliche vollständige Auflösung 
der Flüchtlingslager, Beseiti­
gung der .Dauerarbeitslosigkeit 
in den Elendsgebieten durch 
Umsiedlung, Eingliederung der 
vertriebenen Bauern durch die 
Kultivierung von Ödland und 
durch andere Maßnahmen und 
Förderung der Vertriebenen-In- 
dustrien.

Erleichterte Auswanderung
Berlin (DPA). Die Auswande­

rung nach Kanada wird im 
nächsten Jahr voraussichtlich 
einen starken Auftrieb erhalten. 
Es wird damit gerechnet, daß 
Kanada rund 50 000 bis 60 000 
Deutsche aus allen Berufen auf­
nehmen wird.

Barer Unsinn
Berlin (AP/DPA). Der sowjet­

zonale „Deutschlandsender“ ver­
breitete am Donnerstagabend 
„Enthüllungen“ über ein angeb­
liches deutsch-amerikanisches 
Geheimabkommen, nach dem die 
Bundesrepublik „unwiderruf­
lich“ Anfang nächsten Jahres 
eigene Truppenverbände auf­
stellen solle. In Bonner Regie­
rungskreisen wurde der SED- 
Bericht als „barer Unsinn“ be­
zeichnet.

Der sowjetzonale „Minister­
präsident“ Grotewohl hat sich in 
einer Rede vor der „Konferenz 
werktätiger Frauen“ mit der 
Stellung der Frau in der So­
wjetzone befaßt. Diese Ausfüh­
rungen zeigen in erschreckender 
Deutlichkeit, wie die sowjet­
zonale „Gleichberechtigung“ der 
Frau aussieht. „Mit berechtigtem 
Stolz können wir feststellen“ , so 
meint Grotewohl, „daß sich bei 
uns der Anteil der Frauen im 
Beruf und in der Produktion 
vom Juni 1950 bis zum Dezem­
ber 1952 von 36 Prozent auf 
38 Prozent erhöht hat.“

Wie sieht diese sowjetzonale 
Gleichberechtigung der Frau, 
näher betrachtet, aus? Nach den 
Angaben von Grotewohl haben 
die Frauen in den acht Lohn­
gruppen der feinmechanischen 
und optischen Betriebe im zwei­
ten Quartal 1953 folgenden An­
teil an den Beschäftigten. In der 
Gruppe I (der niedrigsten) 90,3%, 
II 84.3%, I I I  56,3%. IV  27,2%, 
V 10,9%, VI 1,7%, V II 1,1% und 
V III 1,4%. „Ähnlich“, sagt Gro­
tewohl, „sieht es auch in an­
deren Industriezweigen aus.“

Grotewohl fordert allerdings, 
daß in größerem Maße Frauen 
für qualifizierte Arbeiten in den 
höheren Lohngruppen ausgebil­
det werden. Worum es Grote­
wohl hierbei geht, ist nun aber 
nicht die soziale Situation der 
Frau, sondern grundsätzlich die 
Schaffung von mehr und mehr 
qualifizierten Arbeitskräften für 
die industrielle Produktion. Das 
wird auch deutlich, wenn er 
mehrere volkseigene Betrieb© 
kritisiert, weil sie „für Produk- 
tionsarbeiterinnen Lehrgänge in 
Stenografie und Schreibmaschine 
durchführen und die Kolleginnen 
nach Abschluß dieses Zirkels als 
Stenotypistin in der Verwaltung 
einsetzen. Es ist nicht Sinn und 
Zweck der Qualifizierung, Pro- 
duktionsarbeiterinnen zu Ver­
waltungsangestellten zu entr 
wickeln. Sie sollen in erster 
Linie zu guten Facharbeite­
rinnen und Spezialistinnen er-. 
zogen werden.“

Die Sorge gilt also nicht einer 
echten Gleichberechtigung der 
Frau, sondern einzig und allein 
einer erhöhten Produktivität der 
kommunistischen Wirtschaft,



Vorstoß für Europa-Arniee
Bedeutungsvolle Reie des französischen Außenministers
Paris- (Eigenmeldung). Der 

französische Außenminister Bi­
dault hat sich mit einer zwei­
stündigen Bede vor dem Bat der 
Republik" nächdrücklich für die 
Ratifizierung des" ÉVG-Vertrages 
eingesetzt. Mit seinen Schluß­
ausführungen verstand er es, 
den größten Teil des Hauses, 
von der EVG als der für Frank­
reich einzig möglichen Lösung 
zu überzeugen. Der Bat der 
Republik hat zwar nur bera­
tende Funktion, doch dürfte 
seine Haltung mit ausschlag­
gebend für die Entscheidung der 
Nationalversammlung sein.

Auch der französische Ober­
kommissar François Poncet ap­
pellierte an die französischen 
Politiker, den Vertrag über die 
EVG zu ratifizieren.

Bonn (Eigenmeldung). Die ein­
deutigen Worte, die Außen­
minister Bidault für die Ratifi­
zierung des Vertrags über die 
Europäische Verteidigungsge- 
meixischaft gefunden hat, wer­
den in Bonn als ein deutlicher 
Beweis dafür angesehen, daß 
sich Bidault nunmehr entgegen

allen anderen: Vermutungen mit 
der Sache der Europäischen Ver­
teidigungsgemeinschaft verbun­
den hat.

Fenier hat die Entscheidung 
der Partei Bidaults, der repu­
blikanischen Volkspartei, ihr 
weiteres Verbleiben in der Re­
gierung davon abhängig zu 
machen, ob der EVG-Vertrag 
von der Nationalversammlung 
ratifiziert wird, lebhaftes Echo 
hervorgerufen.

mit einer derartigen Konferenz 
ehrliche Absichten verfolge, dies 
erklärte Präsident Eisenhower.

»Er sei aber bereit, alles zu 
unternehmen und jedes Opfer zu 
bringen, um die Sache des.Welt­
friedens zu fördern.

Der britische Premierminister 
Churchill habe US - Außen­
minister Dulies zugesieliert, alle 
Bemühungen um ein Treffen der 
Regierungschefs mit der Sowjet­
union für mehrere Monate ein- 
zustellen, teilten gut unterrich­
tete Kreise in Washington mit.

Churchill werde sich nicht um 
ein Treffen bemühen, bevor die 
Sowjets endgültig den west­
lichen Vorschlag auf ein Treffen 
der vier Außenminister am
9. November in Lugano

Erst ehrliche Absichten!
Washington (AP,'DPA). Ein 

Zusammentreffen mit dem so­
wjetischen Ministerpräsidenten ©lehnt hätten und der franzö- 
Mälenkow sei für ihn so lange sischen Nationalversammlung 
völlig hoffnungslos, als Amerika Gelegenheit gegeben worden sei, 
nicht wisse, ob die Sowjetunion den EVG-Vertrag zu ratifizieren.

29815 kommunistische Morde
Washington (DPA/AP). Ein 

von der amerikanischen Armee 
veröffentlichter Bericht beschul­
digt die Kommunisten, 6113 
amerikanische Soldaten in Korea 
gefoltert und getötet zu haben.

Wieder eine starke Nation
US-Truppen bleiben bis zur deutschen Wiedervereinigung

und unehrenhaftem AusschlußBerlin (Eigcnmeldung). Der 
Präsident des amerikanischen 
Repräsentanten hauses, Martin, 
versicherte in Westberlin, daß 
die amerikanischen Truppen „als 
Verteidiger und Bundesgenossen 
so lange hier bleiben werden, 
bis Deutschland wieder ver­
einigt ist“ .

„Wir wollen Deutschland wie­
der als starke Nation aufer­
stehen sehen, die sich selbst 
verteidigen kann“, sagte er. 
„Wir hoffen, daß zwei große 
Völker, die Amerikaner und die 
Deutschen, in der Zukunft Seite 
an Seite kämpfen werden für 
Frieden und Freiheit.“

Martin benutzte seinen Auf­
enthalt in Berlin auch dazu, sich 
durch eigene Anschauung ein 
Bild vom Ostsektor zu machen. 
Er führ u. a. zur Stalinallee, 
nach Karlshorst und sah sich 
die Wilhelmstraße an.

L ieb er  Zuchthaus!
Berlin (DPA/AP). Mit einem 

Urteil von 15 Jahren Zuchthaus

aus der Armee zog das US-Mili- 
tärgericht Berlin den Schluß­
strich unter die abenteuerliche^ 
Geschichte des desertierten 
21jährigen amerikanischen Sol­
daten Robert W. Dorey.

Dorey war im Mai vergange­
nen Jahres nach einem Kame­
radendiebstahl von seiner Ein­
heit in Hersfeld (Hessen) in die 
Sowjetzone geflohen. Die So­
wjets benutzten ihn zunächst zu 
Spitzelzwecken und schickten 
ihn dazu in die amerikanische 
Zone. Dann kehrte er in die 
Sowjetzone zurück, schrieb meh­
rere gegen die USA gerichtete 
Erklärungen, arbeitete in einer 
HO-Bäckerei und in den Lowa- 
Werken in Bautzen.

Am 26. August floh er nach 
Westberlin und stellte sich den 
amerikanischen Behörden. Die 
Strafe, die er zu erwarten hatte, 
wollte er lieber auf sich nehmen 
als das Leben in der Zone,

Der amerikanische Heeres­
minister sagte zu dem Bericht, 
daß er ..das kaltblütige Pro­
gramm der Tortur und des 
Mordes“ beschreibe, „das von 
dem kommunistischen Feind 
ausgeführt wurde“. Gleichzeitig 
wurden Fotos veröffentlicht, die 
verstümmelte Soldaten und ver­
brannte Leichen zeigen. -Die Ge­
marterten sollen lebend ver­
brannt worden sein.

Insgesamt werden den Kom­
munisten in dem Bericht 29 815 
Morde nachgewiesen, davon 
1 1  622 an Militärpersonen der 
UN, 17 354 an Zivilisten und 839 
an anderen Personen.

Europäischer Arheitsmarkt
Paris (AP). Der Ministerrat 

des Europäischen Wirtschafts­
rats beschloß die Herbeiführung 
der Freizügigkeit auf dem euro­
päischen Arbeitsmarkt. In Zu­
kunft kann jeder Arbeitsplatz in 
einem der Mitgliedsländer, wenn 
er nicht innerhalb von 30 Tagen 
mit einem Einheimischen besetzt 
wird, von dem Betrieb an eine 
ausländische Arbeitskraft eines 
der Länder vergeben werden.

Die KP schrumpft
Washington (DPA). Die kom­

munistischen Parteien in West­
europa haben, nach einem Be- 
richt eines Unterausschusses des 
US-Senats. zur Zeit nur noch 
rund drei Milli#nen Mitglieder-,



Volkspolizei im Bürgerkriegs-Manöver
Tschechische Fliichtliiigsgruppe als Vorwand -  Seltsame Veriolgangsmethoden
Seit zwei Wochen spärlich und verworren einlaufende Nach­

richten über Yopo-Aktionen gegen „Mordbaiideii“ und „Terro­
risten“ im Raum zwischen Königs Wusterhausen und Kottbus 
werden durch die Aussagen geflüchteter Volkspolizisten all­
mählich als das entlarvt, was sie darstellen: als getarnte 
Bürgerkriegs-Manöver großen Stils. Zwei Zwischenfälle wurden 
v»n der Volkspolizei zum Anlaß genommen, um die lange ge­
plante Übung- unter einem glaubwürdigen Vorwand durchzu­
führen. Was sich jetzt zwischen Kottbus und Berlin abspielt, 
sind tatsächlich Alarm-Übungen der kasernierten Volkspolizei 
für den Fall der Wiederholung eines 17. Juni.

Am 21. Oktober meldete die 
Bezirksbehörde Kottbus der 
Volkspolizei über ADN, am
10. Oktober sei „eine Bande be­
waffneter Terroristen“ in das 
Gebiet der DDR eingeschleust 
worden. Gleichzeitig wurden in 
Kottbus drei und in Luckau ein 
Volkspolizist unter starker SED- 
Beteiligung zu Grabe getragen. 
Schon 24 Stunden danach rück­
ten aus allen Bezirken der Zone 
schwerbewaffnete KVP-Einhei­
ten in den Raum zwischen 
Spreewald und Fläming ein.

Feldmarschmäßig ausgerüstete 
Alarm-Einheiten gruben sich 
links und rechts der Autostraßen 
ein, in den Kreisstädten wurden 
öffentliche Gebäude und Partei­
dienststellen von KVP besetzt. 
30 Mann starke Einsatz-Gruppen 
auf SIS - Lastern, ausgerüstet 
mit Wrekrmachts - Schnellfeuer­
gewehr 43, jagten durch die 
Dörfer und bauten vielfach 
in Produktionsgenossenschaften 
»Alarmpunkte“ auf.

Inzwischen gaben die Vopo- 
Dienststellen nähere Einzelheiten 
und Anweisungen bekannt. Da­
nach schien es sich um eine 
tschechische Flüchtlingsgruppe 
zu handeln, die sich gewaltsam 
den Weg nach Berlin zu bahnen 
suchte. Tatsächlich war auf dem 
Bahnhof Uckro bei einer Per­
sonenkontrolle ein Vopo-Kom- 
missar erschossen -worden, wäh­
rend ein Fangkommando der 
Vopo unter Anführung des SSD- 
Oberrates Hoff mann in den Wäl­
dern um Kottbus drei Tote ein­
schließlich seines Führers zu 
melden hatte. Am Tatort fanden 
Volkspolizisten tschechische Uni­
formteile und eine Skoda-Ma- 

»schinenpistole. Kurz darauf 
wurden von einem anderen VP- 
Kommando zwei Tschechen er­

schossen, einer wurde schwei- 
verwundet nach Luckenwalde 
gebracht. Seither-hörte man von 
den Tschechen außer Vermutun­
gen nichts mehr. Lediglich 
an den Landratsämtern und 
einigen Chausseebäumen kleben 
Fahndungszettel mit den Namen 
und Fotos von drei tschechischen 
Staatsangehörigen, die jetzt in 
Westberlin eingetroffen sind.

Widersprechende Tatsachen
Bald nach Bekanntwerden die­

ser Tatsachen nahmen westalli­
ierte Stellen die Ermittlungen 
auf. Dabei stellte sich heraus, 
daß tatsächlich eine Gruppe 
tschechischer Soldaten in Stärke 
von fünf Mann versucht 
hatte, durch Sachsen und den 
Spreewald nach Berlin zu fliehen. 
Diese Gruppe schien bei Be­
kanntwerden der Vorfälle bis 
auf drei Mann auf gerieben zu 
sein. Die vier ums Leben ge­
kommenen Volkspolizisten wer­
den auf ihr Konto gebucht.

Stutzig -wurden alliierte Stel­
len jedoch, als für die restliche 
Fahndungsaktion aus allen Be­
zirken die erst nach dem 17. Juni 
aufgestellten »Schnellkomman­
dos“ im Spreewald zusammen- 
gezogen und bis zur tschechi­
schen Grenze eingesetzt wurden. 
Weder ihre Bewaffnung noch die 
Art ihres Vorgehens ließen dar­
auf schließen, daß sie sich an 
der Fahndung beteiligten.

Aktenschränke ausgeräumt
* Das Mißtrauen verstärkte sich, 
als in Städten wie Königs Wuster­
hausen und Luckenwalde plötz­
lich die Aktenschränke aus dem 
Rat des Kreises und den SED- 
Leitungen übungsmäßig von 
KVP-Kommandos verlagert und 
wieder hineingeschafft wurden, 
als Industriebetriebe sowohl

nach außen als auch nach innen 
militärisch gesichert wurden und 
Granatwerfer übungsmäßig Mu­
nition verschossen, wo beim 
besten Willen kein „Partisan“ 
zu vermuten war.

Die Männer aus dem Spree- 
wald, alte Landser unter ihnen, 
begannen allmählich grinsend zu 
fragen: „Na, sucht ihr wieder 
Partisanen?“ Und langsam 
merkte man, warum die KVP 
mit einer inzwischen auf an­
nähernd 25 000 Mann angestie­
genen Streitmacht die drei rest­
lichen tschechischen Deserteure 
„sucht“.

Furcht vor Unruhen
Unter diesen Umständen wird 

es der SED nicht, allzulange ge­
lingen, die Wahrheit über die 
Vorgänge im Südosten der Zone 
geheimzuhälten.

Bewaffnung und Umsatzpläne 
der KYP-Operativgruppen sind 
eindeutig auf Einsatz im Bürger­
kriegsfall gerichtet; Taktischer 
P.robefall ist dpi* 17. Juni. Alle 
damals als Gefahrenherd er­
kannten Punkte werden manöver­
mäßig bekämpft, Durchmarsch­
straßen der damaligen Aufstän­
dischen strategisch abgesichert, 
Manöverziel: In einzelnen
Städten und Ortschaften aus­
gebrochene Unruhen einzukrei­
sen und alle strategisch, wich­
tigen Punkte schneller als die 
„Aufrührer“ zu besetzen.

Der Weg durch die Zone
Darüber hinaus wird auch- die 

Absicherung der südöstlichen 
Zonengrenze geübt. Denn: Ge­
lingt es im Falle eines aber­
maligen Volksaufstandes wieder­
um auch den Volksdemokratien, 
die staatliche Zwangsjacke ein 
wenig zu lockern, bleibt' etwa­
igen Flüchtlingen aus Polen und 
der CSR nur noch der Weg 
durch die Zone. Die Grenze nach 
Bayern ist heute von östlicher 
Seite hermetisch abgeriegelt. 
Auch diesem Sicherungszweck 
dienen die VoporManöver. Daß 
die kleine Gruppe tatsächlicher 
CSR-Fliichtlinge für sie als Vor­
wand dienen muß, liegt begrün­
det in der Furcht der SED, 
durch Klarstellung der Manöver­
ziele die Bevölkerung noch mehr 
als ohnehin zu beunruhigen.



Kir chenkampf in Stalinstadt
Pankow brach sein Versprechen — Angeblich kein Platz

Berlin (Eigenbericht). Stalinstadt, die neue Wohnstadt des 
Hüttenkombinats Ost bei Fürstenberg/Oder, soll keine Kirche 
bekommen. Das hat das sowjetzonale Aufbauministerium jetzt 
erklärt, nachdem es anfangs, im November 1951, den Bau einer 
Kirche für die 15 000 Einwohner fest zugesichert hat. Auch auf 
dem Stadtplan war die Kirche eingetragen.
Seither hat die SED in einem mals wurde allerdings noch er-

ständigen Kampf gegen die 
Kirche Stück für Stück ihres 
Versprechens zurückgenommen. 
Trotz des „neuen Kurses“ fand 
sie sich nicht einmal bereit, der 
Kirche den Bau einer eigenen 
Kirchenbaracke als Notbehelf 
auf dem „volkseigenen Grund 
und Boden“ zu genehmigen. Nur 
auf dem Gelände von Fürsten­
berg soll die Kirche ein Gelände 
für die Baracke bekommen, das 
denkbar ungeeignet ist. Der 
Oder - Spree - Kanal und eine 
Eisenbahnlinie, deren Schranke 
wegen der Gütertransporte oft 
stundenlang geschlossen ist, 
trennen es von Stalinstadt.

Das Versprechen, in Stalin­
stadt eine Kirche zu bauen, 
nahm der „Sonderbeauftragte 
des Ministeriums für Aufbau in 
der Wohnstadt Fürstenberg“ 
schon Anfang 1952 zurück. Da­

klärt, der Bau verzögere sich 
nur bis 1955. Solange dürfe als 
Behelf eine Kirchenbaracke auf 
dem Gelände errichtet werden. 
Als „Stalinstadt“ im Februar 
1953 von Ulbricht offiziell den 
Namen erhielt und selbständiger

Stadtkreis wurde, war von einer 
Kirche schon überhaupt nicht 
mehr die Rede. In der, „ersten 
sozialistischen Stadt“ dürfe 
überhaupt kein kircheneigenes 
Gebäude errichtet werden, be­
tonte das Aufbauministerium. 
Selbst der Barackenbau wurde 
nicht mehr genehmigt. 1 

Der einzige Erfolg des „neuen 
Kurses“ war, daß schließlich, 
weitab von Stalinstadt, die 
Kirchenbaracke gebaut, werden 
darf. Damit ist es nicht einmal 
möglich, den Kindern in Stalin­
stadt Religionsunterricht zu er­
teilen, da entsprechende Räume 
nicht zur Verfügung stehen.

Berlin (Eigenmeldung). Der 
BIAS sendet seit dem 1. Novem­
ber zwei Programme. Ein neues 
(II.) Programm wird werktags 
von 18 bis 24 Uhr, sonntags von 
14 bis 24 Uhr über den Sender 
Hof auf Kurzwelle, UKW und 
Drahtfunk ausgestrahlt. Das bis­
herige (I.) Programm läuft un­
verändert. Mit der Einführung 
des II. Programms und der 
Ausstrahlung auf drei Frequen­
zen wurde gleichzeitig auch das

Deutsche Spezialisten freigeben!
Berlin (DPA). Die UN soll die 

Sowjetunion auffordern, die 
zwangs verpflichteten deutschen 
Spezialisten freizulassen. Dieser 
Wunsch ist in einer Eingabe 
enthalten, die der Leiter des 
Untersuchungsausschusses frei­
heitlicher Juristen, Dr. Frie­
denau, an die Internationale 
Juristenkommission im Haag 
gerichtet hat.’ Die Kommission 
soll den Status der deutschen 
Spezialisten untersuchen, die 
nach Informationen des Unter­
suchungsausschusses fast alle in 
die Heimat zurückkehren wollen.

Sie lehnen ab
Berlin (Eigenmeldung). Wäh­

rend einer „internen Aussprache“ 
zwischen FDGB - Beauftragten 
und einigen Spezialisten im 
„Chemiewerk Buna“, Schkopau, 
kam es zu erregten Auseinander­
setzungen, als die FDGB-Funk- 
tionäre versuchten, Spezial­
arbeiter der künstlichen Gummi­
fertigung für die UdSSR zu 
werben. Den betreffenden Arbei­
tern, die vom SED-Ingenieur­
kollektiv ausgewählt worden

RIAS mit zweitem Programm
Künftig besserer Empfang — Maßnahmen gegen Störsender

Rahmenprogramm des RIAS für 
das Winterhalbjahr, vor allem 
hinsichtlich der politischen {Sen­
dungen für die Sowjetzone, ge­
ändert.

Der Empfang des RIAS war 
durch Störsender besonders im 
Raum von Dresden, Magdeburg 
und im säehsiscifen Industrie­
gebiet schlecht geworden. Strom- ' 
sperren zu den Sendezeiten 
zwischen 19 und 20 Uhr sowie 
zahlreiche kleinere Störsender 
haben den Empfang in vielen 
Gebieten der Sowjetzone er­
schwert. Durch die Ausstrahlung 
auf einer dritten Frequenz so­
wie durch die Sendung von zwei 
Programmen und die Verschie­
bung der Nachrichten- und poli­
tischen Sendungen wird ver­
sucht, den RIAS-Empfang in 
der Sowjetzone wieder zu ver­
bessern.

Das II. Programm ist kein 
Parallelprogramm. mit völlig an­
deren Sendungen. Es wird ledig­
lich das I. Programm an einem 
anderen Wochentag bringen, so 
daß für den Hörer eine bessere 
Auswahl möglich ist. Die Nach­
richten-Sendungen werden auf 
19 beziehungsweise 21 Uhr ver­
legt, Halbstunden - Sendungen 
mit anschließendem Kommentar, 
mit Reportagen und Interviews. 
Dafür fällt künftig die Sendung 
„Berlin spricht zur Zone“ weg.

Das Programm I  ist nach wie 
vor über den Sender Britz auf 
Mittelwelle 989 kHz und 683 kHz 
zu . hören. Das Programm II 
wird ausgetjtrahit über den Sen­
der Hof 737 kHz, über Kurz­
welle 49,94 Meter und über 
UKW.

waren, wurden bereits fertig 
ausgefüllte Zweijahresverträge 
für die Sowjetunion zur Unter­
schrift vorgelegt. Nicht ein ein­
ziger unterschrieb.

Fiüchtlingsschuläen
abgebucht

Berlin (AP). Das sowjetzonale 
Finanzministerium hat alle 
volkseigenen Betriebe angewie­
sen, Forderungen gegen nach 
Westberlin oder in die Bundes­
republik geflohene Personen 
auszubuchen und auf eine ge­
richtliche Geltendmachung ihrer 
Forderungen zu verzichten. Da­
mit richtet sich das Ost-Finanz­
ministerium nach der Tatsache, 
daß Schuldtitel sowjetzonaler 
Gerichte in Westdeutschland und 
Westberlin "erst nach genauer 
Nachprüfung ihrer Rechtmäßig­
keit vollstreckt werden können. 
Das ist bei den Forderungen 
volkseigener Betriebe und 
„Steuerschulden“ nie der Fall. 
Außerdem können die Flücht­
linge Vollstreckungsschutz er­
halten.



Hamburger Wahlergebnis

„KP? — Kein Platz!"

Kleine HO-Geschichten

N ur f lü s t e r n . . . 
Gelernt ist gelernt

Nach dem. 17. Juni ist nun auch Müller 
als „Provokateur“ angezeigt worden. Ein 
Spitzel hat gehört, daß Müllers Papagei 
immer wieder „Freie Wahlen!“ gerufen hat.

Nun soll Müller mit dem Papagei vor dem 
Volksrichter erscheinen. Er überlegt hin und 
her. Schließlich geht er zum Pfarrer und 
bittet den um Hilfe. Denn der Pfarrer hat 
einen Papagei, der genau so aussieht wie 
Müllers Lora.

Am nächsten Tag ist Verhandlung.. Päch­
ter, Staatsanwalt, alle stürzen sich auf den 
Papagei und schreien im Chor, um ihn auf- 
zumuntern: „Freie Wahlen! Freie Wahlen!“ 
Sieht der Papagei sie einen Augenblick an. 
Danp sagt er sehr ernst: „Gott erhör« 
unser Flehen!“

Der Beweis
Eine einfache rumänische Bäuerin muß 

nun auch einmal zur kommunistischen Dorf­
versammlung gehen. Sie trägt einen großen 
Rosenkranz in der Hand und ein Kreuz um 
den Hals. Das ärgert den Polizisten, der am 
Eingang steht, ganz gewaltig. Wütend fährt 
er sie an: „Was willst du denn damit? 
Warum trägst du solches Zeug? Tu das 
weg!“

Lächelt die Bäuerin ihn verschmitzt an 
und meint: „Aber nein, das brauche ich doch, 
um den elenden Imperialisten hier zu zeigen, 

    daß bei uns volle Religions­
freiheit herrscht'.“

Bei der HO, nicht wahr, wird 
der Kunde staatlich bedient. 
Und das heißt, daß er nicht 
mehr viel zu sagen hat.

Wie z. B. Herr Meyer in Leip­
zig, der empört ins HO-Waren- 
haus kommt. Gestern hat er sich 
einen Wintermantel gekauft, und 
heute — na, da haben wir die 
Bescherung — ist die ganze 
Rückennaht einfach aufgeplatzt. 
Meyer wütet über die schlechte 
Qualität. Sieht ihn die Verkäufe­
rin sehr von oben herab an: „Ich 
verstehe Sie gar nicht! Daß die 
Rückennaht platzte, ist nur ein 
Beweis dafür, wie fest bei uns 
die Knöpfe angenäht werden!“

*
Mit den Schuhen ist das auch 

so eine Sache. Probiert ein

einer Stunde Tragen viel 
weiter!“ Der Kunde hat aber 
noch mehr Sorgen: „Aber der 
rechte Schuh ist viel zu groß!“ 
Selbst da weiß die Verkäuferin 
noch Rat: „Das macht erst recht 
nichts! Sie werden sehen, daß 
die Schuhe nach dem nächsten 
Regen glatt zwei Nummern 
kleiner werden!“

In den HO-Restaurants müs­
sen nach der Verkündung des 
neuen Kurses die Speisekarten 
möglichst reichhaltig sein. Dem 
Gast, der gekommen ist, um 
Fisch zu essen, läuft förmlich 
das Wasser im Munde zu­
sammen. Er kann sieh nicht ent­
schließen, welches Fischgericht 

Kunde Schulte an. Ein Paar ge- er wählen soll, und fragt deshalb
fällt ihm einigermaßen. „Aber den Ober: „Sagen Sie mal —
der linke ist zu klein!“ jammert welcher Fisch ist denn davon am
der Kunde. Tröstet die HO-Ver- frischesten?" Flüstert der Ober:
käuferin: „Das macht gar nichts „Am frischesten sind die öl-
— der Schuh wird schon nach Sardinen, mein Herr!“

Die Ernährerin
Aktivist Pies ecke hat wieder 

einmal eine Sonderschicht ge­
leistet. Er bekommt eine Prä­
mie, weil auch seine Frau und 
sein Sohn Aktivisten sind. Sie 
werden alle zusammen zur „Fa­
milie der ausgezeichneten Qua­
lität“ ernannt. Und als Beloh­
nung will man dafür sorgen, 
daß die alte Oma Piesecke nun 
in ein schönes Altersheim 
kommt.

Schreit Piesecke entsetzt auf: 
„Nur das nicht! Dann sind wir 
ruiniert! “

Der Abgesandte der SED wun­
dert sich sehr: „Wieso denn? 
Wir dachten, wir wollten euch 
die Sorge um die alte Frau ab­
nehmen!“

„Sorge?“ sagt da Piesecke, 
„Sorge? Das ist doch unsere Er­
nährerin, die holt - für uns die 
Lebensmittelpakete aus West­
berlin, weil wir alle kein© Zeit 
haben.“



Gold am Kältepol der Welt
Zwangsarbeiter schürfen in Kolyma — Das billigste Monopol

Unter den Heimkehrern aus sowjetischer Kriegsgefangen­
schaft befanden sieh kürzlich auch einige »Verurteilt«“ , die 
mehrere Jahre in den fernöstlichen Zwangsarbeitsgebieten der 
Sowjetuüien xubTingen mußten. ,

Balstroj — Aufbau der Fern- 
©stgebiet« —, so nennen die So­
wjets einen umfassenden Plan. 
Er ist die Summe mehrerer 
strategischer und wirtschaft­
licher Einzelprojekte, nach denen 
der N«rdosten Sibiriens, das 
überwiegend gebirgige Land 
zwischen der Lena und der 
Beringstraße, seit eineinhalb 
Jahrzehnten erschlossen wird. 
Um den Bau von Verkehrs­
wegen, Flugplätzen und Kraft­
werken geht es da, um die 
Nutzung wertvoller • Boden­
schätze, aber auch um die Ge­
winnung von Gold, das bes#n- 
ders im Gebiet des Flusses 
Kolyma reichlich gefunden wird. 
Hier hat sieh eine Zweigver­
waltung des NKWD mit den 
heiin Bau des Weißmeer-Kanals 
iö den zwanziger Jahren erst­
mals angewendeten Prinzipien 
der Sträflmgsarbeit das billigste 
Gbldschnrfmonopol der Welt ge­
sichert.

Bei einem minimalen Kosten­
aufwand wird hier im „Gold- 
iähd Kolyma“ ein Millionenheer 
politischer und krimineller Ge­
fangener dazu gezwungen, das 
kostbare, glänzende Metall aus 
dem kristallinen Gestein der 
Berge zu brechen. Jahr um Jahr 
wird die Zahl der Lager ver-

In Amerika gibt es 250 Kon­
fessionen und Sekten, zu denen 
50 Prozent der Einwohner der 
USA gehören. Es gibt 60 Mil­
lionen Protestanten, 30 Millionen 
Katholiken und 5 Millionen 
Juden.

Tor der Mannigfaltigkeit die­
ses Bildes muß man- sich klar­
machen, daß dies alles keine 
Völkskirchen sind, in . die man 
hineingeboren wird, sondern in 
die man eintritt und an denen 
man freiwilligen und sehr akti­
ven Anteil zu nehmen hat.

Dafür muß die Kirche ein 
vielfältiges Gemeindeleben orga­
nisieren. Diese Tätigkeit ist eine 
Notwendigkeit für die Kirchen.

größert. Der „Nachschub“ kommt 
auf dem Seewege heran. Vom 
späten Frühjahr bis zum frühen 
Herbst sind die fernöstlichen 
Häfen der Sowjetunion eisfrei. 
In diesen wenigen Wochen wer­
den in Wladiwostok, in Nachod- 
ka, in Nikolajewsk die dick­
bauchigen. Transporter für Ko­
lyma abgefertigt. Manche dieser 
Schiffe nehmen bis zu 3000 Sträf­
linge mit. Routinemäßig wird 
die menschliche Ladung im 
Hafen von Magadan gelöscht.

Vor einem knappen halben 
Menschenalter war dieser Ort 
eine unbekannte kleine Fischer­
siedlung. Heute ist er zu einer 
Stadt mit 50 000 Einwohnern, in 
der Mehrzahl Behördenangestell­
ten, herangewachsen. Im Laufe 
der- Jahre haben sieh aber auch 
entlassene Zwangsarbeiter hier 
angesiedelt.

Auch bei strengster Kälte wird 
die Arbeit nicht unterbrochen. 
Sie besteht den ganzen Winter 
hindurch darin, daß an den 
Schürfstellen der Boden auf­
gehackt und das darunterlie­
gende goldhaltige Gestein ge­
sprengt; zerkleinert und zu 
hohen Halden geschichtet wird. 
Während des kurzen Sommers, 
der in den lichten Nadelwäldern 
an den Berghängen nur ein paar

„Eine Kirche, die nicht sieben 
Tage in der Woche tätig ist, 
verschwindet“, sagte Pater 
Weigel.

Hierzu gehören ein paar 
Grundsätze, die jeder Ameri­
kaner anerkennt: 1. Religion 
muß sein, 2. Religion muß Reli­
gion sein und 3. Religion muß 
nur Religion sein. Religion ist 
außerdem für den Amerikaner 
gleichzusetzen mit Ethos. Er 
verlangt von den Kirchen, daß 
sie das Öffentliche Gewissen sind 
und für Sittlichkeit sorgen. 
Ethik bleibt keine Privatsache, 
und deshalb ist man auch in den 
verschiedensten Formen tätig, 
vor allem auf karitativem 
Gebiet.

Beerenarten reifen läßt, werden 
diese Halden wieder a.bgeräumt 
und das Gestein an Bächen und 
Flüssen durchgewaschen.

Manche dieser Fundstellen sind 
so ergiebig, daß jeder der dort 
arbeitenden Gefangenen schon 
nach kurzer Zeit für den Rest 
seines Lebens sorgenfrei leben 
könnte, könnte er über das von 
ihm geförderte Gold selbst ver­
fügen. Aber dieses Recht steht 
ausschließlich dem Staat zu, der 
lediglich für beträchtliche Über­
erfüllung des Solls Strafverkür- 
zung in Aussicht stellt. Sie wird 
besonders dann gewährt, wenn 
es hier und da einmal einem 
Häftling gelingt, einen größeren 
Klumpen puren Goldes zu fin­
den. Stücke im Gewicht von 
300 Gramm und darüber sind 
schon ans Tageslicht gekommen 
und haben die in Kolyma üb­
liche Redewendung bestätigt, 
daß manchmal mehr Gold da ist 
als' Brot.

Studenten -Austausch
200 amerikanische Austausch­

studenten werden im Rahmen 
des Fulbr i gh t - Austausc-h -P r o -
gramms 1953/54 in der Bundes-

SSD, herhören!
Der kleine TAG wird ver­

sandt and verteilt ohne Rück­
sicht auf die politische Ge­
sinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, die Wahrheit zu 
erfahren. Wer Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
wird, kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Polizei i 
«der beim Bürgermeister- 
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republik studieren. 120 deut­
sche Studenten studieren zur 
Zeit an amerikanischen Uni­
versitäten.
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